
Art. 22 Grundrechte und Grundpflichten der Bürger

Rz. 83 zu Art. 1). Durch das Gesetz zur Änderung des Wahlgesetzes vom 28. 6.197915 
wurde der Satz 2 aus dem § 7 Abs. 1 Wahlgesetz 1976 ersatzlos gestrichen. Am
14. 6. 1981 wurde dann auch in Berlin (Ost) die Volkskammer unmittelbar gewählt, frei­
lich nur 40 Abgeordnete anstelle der 66 Abgeordneten, die früher von der Stadtverordne­
tenversammlung entsandt worden waren16. Damit wurde auch der Proporz zwischen 
»Wählern« und Abgeordneten dem in der DDR angepaßt.

34 b) Der Grundsatz der Freiheit der Wahl ist im Lichte des marxistisch-leninistischen 
Freiheitsbegriffs zu verstehen (s. Rz. 10, 11 zu Art. 19). So schreiben Herbert Graf und 
Günther Seiler (Ein wahrhaft demokratisches Wahlsystem, S. 13), der Grundsatz basiere 
auf der gesellschaftlichen Realität der Beseitigung der Ausbeutung in der sozialistischen 
Gesellschaftsordnung, der Tatsache, daß die produktive Arbeit zum Mittel der Befreiung 
der Menschen geworden sei, daß die Werktätigen mit immer größerer Sachkenntnis in 
Staat, Wirtschaft und Gesellschaft mitwirkten und daß in der DDR die Freiheitsideale 
Wirklichkeit würden. Der Grundsatz der freien Wahlen äußere sich darin, daß jeder wahl­
berechtigte Bürger im sozialistischen Staat ohne irgendwelche Einschränkung in freier 
Entscheidung seine Wahlhandlung durchführen könne. Wenn jedoch Freiheit als die Ein­
sicht in das gesellschaftlich Notwendige angesehen wird und deshalb dem Wähler nur ein 
einziger Wahlvorschlag vorgelegt wird, so wird in kritischer Sicht die Freiheit der Wahl 
bereits von der Konzeption her eingeschränkt. Nach § 35 Abs. 5 Wahlgesetz 1976 hat der 
Wähler das Recht, auf dem allein zugelassenen, amtlichen Stimmzettel Änderungen vor­
zunehmen. Er ist also befugt, auch einzelne Kandidaten zu streichen, unter Umständen 
sogar alle. Aber auch wenn er von dieser Möglichkeit Gebrauch machen würde, wäre er 
doch nur in die Lage versetzt, ein negatives Votum abzugeben. Er kann nicht wirksam 
zum Ausdruck bringen, daß er einem anderen oder gar völlig anderen Kandidaten den 
Vorzug geben würde. Selbst bei Ausnutzung der von der Wahlordnung eingeräumten 
Möglichkeit bliebe die Freiheit seiner Wahl eingeschränkt.

35 c) Garantiert wäre diese beschränkte Freiheit der Wahl aber nur, wenn die Wahl ge­
heim wäre. Nach Herbert Graf und Günther Seiler (a.a.O., S. 14) basiert der Grundsatz 
der geheimen Wahl auf den objektiven Grundlagen der sozialistischen Gesellschaft und 
den verfassungsmäßigen Garantien der Unantastbarkeit der Persönlichkeit und der Frei­
heit der Bürger. Der sozialistische Staat schaffe alle Voraussetzungen, daß jeder Wähler 
die Möglichkeit habe, seinen Stimmzettel unbeobachtet vorzubereiten, und daß die von 
ihm getroffene Entscheidung geheim bleibe. Indessen fehlen im Wahlgesetz 1976 Bestim­
mungen darüber, daß die Wahlurne so beschaffen sein muß, daß die Geheimhaltung der 
Wahl gewährleistet ist und daß im Wahlraum eine oder mehrere Kabinen vorhanden 
sind, die so angeordnet sein müssen, daß jeder Wähler seinen Stimmzettel unbeobachtet 
für die Abgabe vorbereiten kann, wie das in §§ 33 und 34 Wahlordnung 1963/1969 der 
Fall war. Tatsächlich wird aber von den gesellschaftlichen Kräften, an ihrer Spitze von den 
Funktionären der SED und der Nationalen Front, zur offenen Stimmabgabe aufgerufen.

15 GBl. I S. 139.
16 Das ergab sich zuerst aus dem Beschluß des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Repu­

blik über die Wahlkreise und die Zahl der in den einzelnen Wahlkreisen zu wählenden Abge­
ordneten für die Wahlen zur Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik vom 
16. 3. 1981 (GBl. I S. 98). Der Beschluß führte auch 5 Wahlkreise in Berlin (Ost) auf und legte 
die Zahl der in diesen zu wählenden Abgeordneten fest.
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